
Nachschlagewerk: j a 
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BRAGebO §§ 7, 8; KostO § 39 Abs. 2

a) Allein zur Vorbereitung eines Verkaufs vor genommene 
Umwandlungen der Rechtsform eines Unternehmens kön­
nen bei der Bemessung des Gegenstandswerts nicht be­
sonders zu berücksichtigende Hilfsgeschäfte darstel­
len.

b) § 39 Abs. 2 KostO gilt in Verbindung mit § 8 Abs. 2 
BRAGebO sinngemäß nur für Tätigkeiten eines Rechtean­
walts t wenn dieser ähnlich einem Notar bei dem Ab­
schluß eines Vertrages mitgewirkt hat.
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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 11. März 1976 durch 
den'Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Kreft und die 
Richter Dr. Tidow, Dr. Peetz, Kroner und Boujong

für Recht erkannt:

Die Revision der Kläger und die Anschluß­
revision des Beklagten gegen das Urteil 
des 16. Zivilsenats des Kammergerichts 
in Berlin vom 18. April 1974 werden zu- 
rückgewiesen.

Von den Kosten des Revisionsrechtszuges 
entfallen auf die Kläger 5/6 und den Be­
klagten l/6„

Von Rechts wegen

Tatbestand

Im Jahr 1972 wollte der Beklagte seine Arzneimit- 
telfabrik verkaufen. Die amerikanische Firma 
Laboratories, Inc. (im folgenden: erklärte

*'sich im Oktober dieses Jahres bereit, das Unternehmen 
nach Umwandlung in eine Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung für 6 Millionen DM zu erwerben. Der vom Be­
klagten als Rechtsanwalt zu Rate gezogene Kläger zu 1) 
hielt das Angebot für unannehmbar. Unter Hinweis darauf 
forderte der Beklagte im Schreiben vom 1. Dezember 1972
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als Kaufpreis 8,8 Millionen DM. Die sich anschließen­
den Verhandlungen fanden teilweise in Anwesenheit des 
Klägers zu 1) statt. Am 12. Dezember 1972 bestätigte 
der Beklagte gegenüber er werde seine Einzel­
firma vor dem Jahresende - wie es der Kläger empfoh­
len hatte - erst in eine Kommanditgesellschaft und 
diese dann in eine GmbH umwandeln.

Am 14* Dezember 1972 meldete der Beklagte - wo­
bei der Kläger zu 1) als Notar seine Unterschrift be­
glaubigte - bei dem Handelsregister an, sein Sohn sei 
mit Wirkung vom 20. Juni 1972 in das seitdem als Kom­
manditgesellschaft geführte Unternehmen eingetreten.
Am 22. Dezember 1972 beurkundete der Kläger zu 1) die 
Auflassung eines Betriebsgrundstücks an die Kommandit­
gesellschaft und die Umwandlung dieses Unternehmens in 
eine GmbH.

Nachdem sich der Beklagte im Januar 1973 mit 
4PI endgültig geeinigt hatte, beurkundete Notar 
Dr. 6. April 1973 in Z^p(Schweiz) in
Anwesenheit des Klägers zu 1) den Verkauf des Unterneh­
mens und die Übertragung der Geschäftsanteile der GmbH.

In der berichtigten Kostenrechnung vom 23. Mai 1973 
über die "zweistufige Umwandlung" verlangte die klagen­
de Anwaltssozietät je eine volle Geschäfts- und Bespre­
chungsgebühr, berechnet nach einem Gegenstandswert von 
24 512 000 DM. Ihre Gesamtforderung betrug nach Einbe­
ziehung von Tage- und Abwesenheitsgeldern 160 882,23 DM. 
Der Beklagte zahlte 25 000 DM.



Zur Erläuterung ihrer Rechnung haben die Kläger 
vorgetragen: Rer Geschäftswert der als Vorbedingung 
des Verkaufs notwendigen Umwandlung des Unternehmens 
ergebe sich aus der Summe des Kaufpreises von 
6 Millionen RM und der von im Wege, der Schuld­
befreiung übernommenen Verbindlichkeiten von 1 856 000 RM. 
Für die zusätzlich zu berücksichtigende Durchführung 
des Verkaufs sei der vom Beklagten erstrebte Erlös 
von 6,8 Millionen RM einzusetzen. Für die Mitwirkung 
bei der dinglichen Übertragung der GmbH-Anteile sei 
wiederum der Wert der von erbrachten Gegenlei­
stung maßgebend. Diese drei Werte seien zusammenzu­
rechnen.

Die Kläger haben beantragt, den Beklagten zu ver­
urteilen, an sie 135 882,23 DM nebst 4 % Zinsen seit
dem 1, Mai 1973 zu zahlen.

Der Beklagte hat - bis auf den von ihm anerkann­
ten und den Klägern durch Anerkenntnis-Teilurteil zu­
gesprochenen Betrag von 16 000 DM - beantragt, die 
Klage abzuweisen.

Der Beklagte hat vorgetragen: Als Gegenstandswert 
dürfe nur einmal der ihm von GQ/U^gezahlte Betrag 
von 6 Millionen DM berücksichtigt werden. Wenn dieses 
geschehe, sei er mit der Berechnung von zwei vollen 
Gebühren einverstanden.

Das Landgericht hat zwei volle Gebühren und einen 
Gegenstandswert von 8,8 Millionen DM zugrunde gelegt.
Es hat den Beklagten über den anerkannten Betrag hin-
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aus zur Zahlung von 20 374,63 DM verurteilt und die Kla­
ge im übrigen abgewiesen. Die von den Parteien eingeleg­
ten Berufungen sind erfolglos geblieben.

Die Kläger verfolgen mit der Revision den Klagan­
trag weiter, soweit ihm nicht stattgegeben worden ist. 
Der Beklagte beantragt mit der Anschluß revision, das 
angefochtene Urteil aufzuheben und das landgerichtliche 
Urteil auf seine Berufung abzuändern, soweit diese in 
Hj5he von 17 724 DM zurückgewiesen worden ist. Jede Par­
tei bittet die von der anderen eingelegte Revision 
bzw. Anschlußrevision zurückzuweisen.

Bnt scheidungsgründe

Revision und Anschlußrevision sind unbegründet.

I.
Die Revision der Kläger:

Rach der Auffassung des Berufungsgerichts hat der 
Kläger zu 1) den Beklagten in einer Angelegenheit be­
traten, die nur einen Gegenstand zum Inhalt gehabt hat.

Die Revision hält dem entgegen: Die vom Kläger 
zu 1) bearbeitete Angelegenheit habe mehrere nach § 7 
Abs. 2 Bundesrechtsanwaltsgebührenordnung (BRAGO) zu- 
sammenzurechnende Gegenstände betroffen. Die Umwand-
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lungen der ursprünglich als Einzeluntemehmen geführ­
ten Arzneimittelfabrik zunächst in eine Kommanditge­
sellschaft und dann in eine GmbH hätten nicht in un­
mittelbarem, sondern nur losem Zusammenhang mit dem 
Verkauf des Unternehmens gestanden und dieser sei wie­
der von der dinglichen Übertragung der GmbH-Anteile 
zu trennen.

Der Meinung der Revision kann aus Rechtsgründen 
nicht gefolgt werden.

1. Unter einer Angelegenheit ist nach der BRAGO das 
gesamte Geschäft zu verstehen, das der Rechtsanwalt 
für den Auftraggeber besorgen soll (§ 675 BGB). Ihr In­
halt bestimmt den Rahmen, innerhalb dessen der Rechts­
anwalt tätig wird (BGH IM BRAGO § 7 Nr. 1 mit weiteren 
Nachweisen; Schumann/Geißinger, BRAGO, 2. Aufl. § 13 
Rdn 3; Riedel/Sußbauer, BRAGO, 3. Aufl. § 13 Rdn 5,8). 
Wann eine und wann mehrere Angelegenheiten vorliegen, 
bestimmt die BRAGO nicht. Die in Betracht kommenden 
Lebensverhältnisse sind zu vielfältig. Maßgebend muß 
daher der Inhalt des einzelnen Auftrages sein (Lau­
te rbach/Hartmann, Kostengesetze, 17. Aufl. - BRAGO § 13 
Anm. 2 B; Schumann/ Geißing er äaO § 7 Rdn 16 und 43;
OLG München NJW 1965, 258, 259). Ihn festzustellen ist 
Sache des Tatrichters, Das Berufungsgericht hat die vom 
Kläger zu 1) bei der Veräußerung der Arzneimittelfabrik 
- auftragsgemäß ausgeübte beratende Tätigkeit als eine 
Angelegenheit angesehen. Die Revision wendet sich nicht 
gegen diese nach dem Sachverhalt mögliche Auslegung des 
unstreitig zwischen den Parteien zustande gekommenen 
Anwaltsvertrages. Sie ist daher im Revisionsrechtszug 
zugrunde zu legen.
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2. Gegenstand einen Angelegenheit ist das Recht oder 
das Rechtsverhältnis, auf das sich die Tätigkeit des 
Rechtsanwalts auf Grund des Auftrags bezieht (BGH I»M 
BRAGO § 7 Hr* 1; Riedel/Sußbauer aaO § 7 Rdn 2; Schu­
mann/ Geißinger aaO § 7 Rdn 12), Bas kann alles sein, 
worauf sich eine anwaltliche Tätigkeit Überhaupt er­
strecken kann, insbesondere auch ein Inbegriff von Sa­
chen oder Rechten, wie ihn das Unternehmen des Beklag­
ten darstellte.

Bas Berufungsgericht hat den Verkauf der Arznei­
mittelfabrik als den alleinigen Gegenstand der bera­
tenden Tätigkeit des Klägers zu 1) angesehen. Darin 
kann ein Rechtsfehler nicht gefunden werden.

Ob eine Angelegenheit einen oder mehrere Gegen­
stände betrifft, bestimmt sich, wie die Revision rich­
tig ausführt, nach objektiven Maß staben (Schumann/ Geißin- 
ger aaO § 7 Rdn 12; Riedel/Sußbauer aaO § 7 Rdn 5). Das­
selbe gilt nach § 18 KostO, den die Revision als Stütze 
für ihre Ansicht benennt (Korintenberg/Wenz/Ackermann/ 
Lappe, KostO, 8. Aufl. § 18 Anm. 1).

Hiergegen hat das Berufungsgericht nicht verstoßen. 
Hach dem ihm vorliegenden Sachverhalt bezog sich die 
Tätigkeit des Klägers zu 1) allein auf die Beratung bei 
*dem Verkauf des Unternehmens, also stets auf ein und das­
selbe Objekt, das dann auch einheitlich mit allen Be­
standteilen auf den Erwerber übertragen worden ist. Da­
bei stellen die zur Erfüllung vorgenommenen Rechtshand­
lungen, wie die Revision nicht ernstlich in Erage stellt, 
keinen besonderen Gegenstand des Auftrages dar.
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Entgegen der Meinung der Revision mußte das Be­
rufungsgericht auch nicht die mehreren Umgestaltun­
gen der Rechtsform des Unternehmens gebührenrechtlich 
als besonderen Gegenstand des Auftrags werten. Sie ge­
schahen nach dem dazu übereinstimmenden Vortrag der 
Parteien ausschließlich zur Vorbereitung und Durch­
führung des Verkaufs: Der Erwerber hatte die Umwand­
lung des Unternehmens in eine GmbH von vornherein als 
Vorbedingung eines Kaufs genannt. Dem hatte der Beklag­
te schon vor der Heranziehung des Klägers zu 1) zuge-8- 
stimmt. Auf den Rat des Klägers zu 1) ging.die zusätz­
lich zwischengeschaltete Umwandlung des Einzelunter­
nehmens in eine Kommanditgesellschaft zurück. Auch sie 
sollte, wie feststeht, zu einer möglichst günstigen 
Verwertung des“ Unternehmens beitragen. Eine weitere Be­
deutung kam ihr nicht zu.

Die Arzneimittelfabrik sollte weder in der Eorm 
als Kommanditgesellschaft noch in der als GmbH vom Be­
klagten auf die Dauer betrieben werden. Beide Gesell­
schaften sind nur wegen des Verkaufs gegründet worden. 
Dem Inhalt der vom Kläger zu 1) entworfenen Gesell­
schaftsverträge kam daher nur eine Bedeutung für die 
vor der geplanten Verwertung zunächst erforderliche 
Umwandlung der Unternehmens form zu« Im Ergebnis können 
die Umwandlungen nach alledem nur als den Verkauf vor­
bereitende Hilfsgeschäfte angesehen werden.

Solche zur Durchführung eines Auftrags notwendi­
gen Heben- oder Hilfsgeschäfte bilden keinen gebühren­
rechtlich besonders zu berücksichtigenden Gegenstand 
eines Auftrags; sie werden deshalb neben dem für den *

*
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Hauptgegenstand geltenden Geschäftswert nicht zusätz­
lich bewertet« Derselbe Gedanke liegt § 8 Abs. 2 BRAGO 
in Verbindung mit § 18 Abs. 2 KostO zugrunde. Danach 
bleiben die dort aufgeführten Nebengegenstände unbe­
rücksichtigt, wenn sie nicht Gegenstand eines besonde­
ren Geschäfts gewesen sind.

Ebenso sind Umfang und Schwierigkeit eines Auf­
trags für die Präge, ob eine Angelegenheit einen oder 
mehrere Gegenstände zum Inhalt hat, ohne Bedeutung.
Das Berufungsgericht hat es deshalb rechtsbedenkenfrei 
in diesem Zusammenhang als unerheblich angesehen, ob 
der Kläger zu 1) bei der Durchführung des Auftrags 
einen oder mehrere rechtliche Tatbestände durchzuprü­
fen hatte. Solche Umstände können nur Anhaltspunkte 
für die Bemessung von Rahmengebühren nach § 12 BRAGO 
gewähren, wie sie die Kläger geltend machen.

Da somit die Hauptbegründung die angefochtene Ent­
scheidung trägt, kommt es nicht auf die Hilfsbegründung 
und die dagegen von der Revision geltend gemachten Be­
denken an.

II.

Die Anschlußrevision des Beklagten:

Nach der Auffassung des Berufungsgerichts ergibt 
sibh der Gegenstandswert aus dem Inhalt des dem Klä­
ger zu 1) erteilten Auftrags, dem Beklagten bei dem 
geplanten Verkauf der Arzneimittelfabrik zu dem ahge-
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strebten Preis von 8,8 Milionen DM rechtlichen Bei­
stand zu leisten.

Die Anschlußrevision meint dagegen, als Gegen- 
standswert müsse der schließlich vereinbarte Kaufpreis 
von 6 Millionen DM zugrunde gelegt werden.

Der Auffassung des Berufungsgerichts ist im Er­
gebnis beizutreten.

1. Nach § 7 Abs. 1 BRAGO werden die Gebühren, soweit' 
dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, nach dem Wert 
berechnet, den der Gegenstand der anwaltlichen Tätig­
keit hat. Wie dieser Wert zu bestimmen ist, regelt 
für Angelegenheiten außerhalb von gerichtlichen Ver­
fahren, um die es hier geht, § 8 Abs. 2 BRAGO. Danach 
ist der Gegenstandswert, soweit er sich nicht aus der 
sinngemäßen Anwendung der dort auf gezählten Vorschrif­
ten der Kostenordnung ergibt, und "auch sonst nicht 
feststeht", nach billigem Ermessen zu bestimmen.

Bei der Veräußerung von Geschäftsanteilen einer GmbH 
gilt nach § 8 Abs. 2 Satz 1 BRAGO die Vorschrift des 
§ 39 Abs. 2 KostO sinngemäß (Senatsurteil in WM 1975»
620, 622, auszugsweise in NJW 1975» 1417). Nach der 
letztgenannten Vorschrift ist nur der Wert der Leistun­
gen des eineh Teils und, wenn der Wert der Leistungen 
verschieden ist, der höhere maßgebend. Aus der sinn­
gemäßen Anwendung dieser für die Bestimmung des Ge­
schäftswertes bei der Tätigkeit eines Notars geschaf­
fenen Vorschrift folgt, daß sie für die Tätigkeit ei­
nes Rechtsanwalts nur gilt,wenn dieser ähnlich einem 
Notar bei dem Abschluß eines Vertrages mitgewirkt hat
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(H.Schmidt in der Anmerkung zu dem o.a. SenatsurteiX 
in NJW 1975, 1418). Wenn ein Rechtsanwalt darüber 
hinaus, wie es bei dem Kläger zu 1) der Pall gewesen 
ist, alle für die Veräußerung eines Unternehmens we­
sentlichen Prägen, einschließlich steuerlicher Ge­
sichtspunkte und damit zusammenhängende Minderungen 
der Unternehmensform auftragsgemäß prüft und die dazu 
erforderlichen Erklärungen entwirft, läßt sich diese 
Tätigkeit nicht mehr mit der Beratung über die recht­
liche Ausgestaltung eines schon von den Vertragspart­
nern ausgehandelten Vertrages gleichsetzen.

2. Der Gegenstandswert kann sich aber, wie das Be­
rufungsgericht insoweit rechtsfehlerfrei ausgeführt 
hat, auch aus'dem Inhalt des Auftrages ergeben und 
danach - wie es § 8 Abs. 2 Satz 2 BRAGO ausdrückt - 
feststehen. Wenn das vom Auftraggeber erstrebte Ziel 
wertmäßig genau umschrieben ist oder - wie hier in dem 
Schreiben des Beklagten vom 1. Dezember 1972 - sogar 
mit "Preis: 8,8 Millionen DM" beziffert ist, bedarf es 
keiner Schätzung des Gegenstandswertes. Dieser folgt 
vielmehr aus dem vom Auftraggeber bestimmten Wert, dein 
die Angelegenheit für ihn hat (vgl. BGH IM BRAGO § 8 
Nr. 1 Bl. 2 R; H. Schmidt in NJW 1975, 1418; Schumann/ 
Geißinger aaO § 7 Rdn 5i Riedel/Sußbauer aaO § 7 Rdn 8).

Die Anschlußrevision weist zwar mit Recht darauf 
hin, daß sich der Gegenstandswert nicht nach den Vor­
stellungen des Auftraggebers oder des Rechtsanwalts 
bestimmt, sondern nach objektiven Maßstäben zu bemes- . 
sen ist (Senatsurteil in WM 1975, 620, 622). Dem Beru­
fungsgericht ist aber darin beizupflichten, daß eine 
Bemessung des Gegenstandswerts nach subjektiven Maß-
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stäben nicht eintritt, wenn der von dem Auftraggeber 
festgelegte Verkaufspreis als Gegenstandswert ange­
sehen wird, es sei denn, es wird ein offensichtlich 
völlig überhöhter Betrag genannt (BGHZ 54, 193*199).
Der Bezifferung können BegehrensvorStellungen des Man­
danten zugrunde liegen. Das steht der Verwendung eines 
solchen Betrages zur Bestimmung des Gegenstandswerts 
nicht entgegen, solange er nur ernstlich genannt wor­
den ist. Denn dann hat der Auftraggeber den Wert sei­
nes Vorhabens, bei dem der Rechtsanwalt Beistand leisten 
soll, "objektiv" bestimmt. Daher ist es entgegen der 
Ansicht der Revision ohne Bedeutung, ob der Auftrag­
geber von sich aus zu der Bewertung gelangt ist, oder 
ob ihn dabei andere beraten haben, etwa Sachver­
ständige oder gar der Rechtsanwalt selbst. Ebenso 
kann es nicht darauf ankommen, ob der Rechtsanwalt 
bei der Aushandlung des Kaufpreises mitgewirkt hat.
Der Revision kann auch nicht darin gefolgt werden,daß 
eine solche Bewertung entfallen muß, wenn - wie es 
hier der Rail gewesen ist - der Auftraggeber den von 
ihm gewünschten Preis nicht hat erzielen können. Ein 
solches Ergebnis kann nicht entkräften, daß es für 
den Mandanten um den Verkauf eines Unternehmens ging, 
das er mit 8,8 Millionen DM bewertet hat. In dieser 
Hinsicht unterscheidet sich die Sachlage hier von der 
in dem schon erwähnten Senatsurteil (WM 1975, 620).
Dort hatte der Auftraggeber die Verkaufsverhandlungen 
nicht mit einem bestimmten Verkaufspreis als Ziel ge­
führt. Dann ist allerdings in der Regel mangels eines 
anderen objektiven Maßstabes der nach den Verhandlun­
gen mit mehreren Interessenten vereinbarte Kaufpreis 
als Gegenstandswert zugrunde zu legen.
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Eine Bemessung der Vergütung des Rechtsanwalts 
des Verkäufers nach der Höhe des erstrebten Kaufprei­
ses führt entgegen der Meinung der Kläger nicht zu 
Schwierigkeiten, wenn es um die Bestimmung des Wertes 
eines dem Rechtsanwalt des Käufers erteilten Auftra­
ges geht. Die Tätigkeit beider Anwälte geht auf die 
mit ihren Auftraggebern geschlossenen Verträge zu­
rück. Die dabei getroffenen Abreden können auch zum 
Wert erheblich voneinander abweichen. Allerdings wird 
der Käufer den von ihm herangezogenen anwaltlichen 
Berater kaum nach einem den Kaufpreis unterschreiten­
den Gegenstandswert für seine Tätigkeit vergüten kön­
nen, weil der Kaufpreis in der Regel angeben wird,wie­
viel die Angelegenheit dem Käufer wert war.

II 1 1 *

Das Berufungsgericht hat den Umfang der nach § 118 
BRAGG zu entrichtenden Gebühren bestimmt, ohne zuvor 
ein Gutachten von dem Vorstand der Rechtsanwaltskammer 
einzuholen (§ 12 Abs. 2 BRAGO). Hiervon konnte abgese­
hen werden, wie das Berufungsgericht rechtsfehlerfrei 
ausgeführt hat, weil sich der Beklagte mit der Zahlung 
von zwei vollen Gebühren einverstanden hatte, falls 

wie es geschehen ist - nur von einem Gegenstandswert 
der Angelegenheit ausgegangen würde, und kein Anhalt 
dafür besteht, daß er diese Erklärung nicht aus freien 
Stücken abgegeben hat.
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Die Kläger können danach ;je eine Geschäfts- und 
eine Besprechungsgebühr nach § 118 BRAGO beanspru­
chen. Die sich einschließlich der unstreitigen Reise­
kosten des Klägers zu 1) und der Mehrwertsteuer er­
gebenden Beträge hat das Berufungsgericht fehlerfrei 
berechnet.

Revision und Anschlußrevision müssen daher er­
folglos bleiben.

Kreft Dr. Tidow Dr. Peetz

Kroner Boujong
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